


III. Resolutionen aufgrund der Berichte des Ausschusses für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

216

des Baus einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Ge-
biet73 und in dieser Hinsicht auf die Resolution ES-10/15 der
Generalversammlung vom 20. Juli 2004 verweisend,

in der Überzeugung, dass die Besetzung an sich bereits
eine grobe und schwere Verletzung der Menschenrechte dar-
stellt,

in ernster Sorge über die anhaltenden nachteiligen Aus-
wirkungen der Ereignisse seit dem 28. September 2000, na-
mentlich die Anwendung übermäßiger Gewalt gegen palästi-
nensische Zivilpersonen durch die israelischen Besatzungs-
truppen, die Tausende von Toten und Verletzten gefordert ha-
ben, die umfangreiche Zerstörung von Eigentum und lebens-
wichtiger Infrastruktur, die Binnenvertreibung von Zivilper-
sonen, die Verhängung von Kollektivstrafen, insbesondere
gegen die Zivilbevölkerung im Gazastreifen, und die Inhaftie-
rung und Gefangenhaltung von Tausenden von Palästinen-
sern,

insbesondere in ernster Sorge über Berichte, wonach
während der Militäroperationen im Gazastreifen von Dezem-
ber 2008 bis Januar 2009 schwere Menschenrechtsverletzun-
gen und schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht
begangen wurden, namentlich  über die Feststellungen in der
vom Generalsekretär erstellten Zusammenfassung des Be-
richts der Untersuchungskommission74 sowie in dem Bericht
der Ermittlungsmission der Vereinten Nationen für den Ga-
za-Konflikt75, und betonend, dass alle Parteien den an sie ge-
richteten Empfehlungen ernsthaft Folge leisten müssen, um
Rechenschaftspflicht und Gerechtigkeit zu gewährleisten,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses
zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschen-
rechte des palästinensischen Volkes und anderer Araber der
besetzten Gebiete beeinträchtigen76, sowie der einschlägigen
Berichte des Generalsekretärs77,

unter Hinweis auf die Prinzipienerklärung über vorüber-
gehende Selbstverwaltung vom 13. September 199378 und die
darauf folgenden Durchführungsabkommen zwischen der pa-
lästinensischen und der israelischen Seite,

betonend, wie dringlich es ist, dass die 1967 begonnene
israelische Besetzung vollständig beendet wird und die Men-
schenrechte des palästinensischen Volkes somit nicht mehr
verletzt werden, und in diesem Zusammenhang auf ihre Reso-
lution 58/292 vom 6. Mai 2004 verweisend,

1. würdigt die Bemühungen des Sonderausschusses
zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschen-

rechte des palästinensischen Volkes und anderer Araber der
besetzten Gebiete beeinträchtigen, bei der Wahrnehmung der
ihm von der Generalversammlung übertragenen Aufgaben
sowie seine Unparteilichkeit;

2. verlangt abermals, dass die Besatzungsmacht Isra-
el im Einklang mit ihren Verpflichtungen als Mitgliedstaat
der Vereinten Nationen mit dem Sonderausschuss bei der Er-
füllung seines Auftrags zusammenarbeitet;

3. missbilligt die Politiken und Praktiken Israels, die
die Menschenrechte des palästinensischen Volkes und ande-
rer Araber der besetzten Gebiete verletzen, wie aus dem Be-
richt des Sonderausschusses über den Berichtszeitraum76 her-
vorgeht;

4. bekundet ernste Besorgnis über die infolge rechts-
widriger israelischer Praktiken und Maßnahmen bestehende
kritische Situation in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, insbesondere im Gazastreifen,
und verurteilt insbesondere alle illegalen israelischen Sied-
lungstätigkeiten und den Bau der Mauer sowie die übermäßi-
ge und unterschiedslose Gewaltanwendung gegen die Zivil-
bevölkerung, die Zerstörung und Einziehung von Grundstü-
cken, die Verhängung von Kollektivstrafen sowie die Inhaf-
tierung und Gefangenhaltung von Tausenden von Zivilperso-
nen und fordert die sofortige Beendigung aller dieser Maß-
nahmen;

5. ersucht den Sonderausschuss, bis zur vollständi-
gen Beendigung der israelischen Besetzung die israelischen
Politiken und Praktiken in dem besetzten palästinensischen
Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und anderen seit 1967
von Israel besetzten arabischen Gebieten auch weiterhin zu
untersuchen, insbesondere die israelischen Verstöße gegen
das Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze
von Zivilpersonen in Kriegszeiten69, und sich nach Bedarf mit
dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz im Einklang
mit dessen Vorschriften ins Benehmen zu setzen, um das
Wohlergehen und die Achtung der Menschenrechte der Völ-
ker der besetzten Gebiete zu gewährleisten, und dem General-
sekretär so bald wie möglich und danach je nach Bedarf Be-
richt zu erstatten;

6. ersucht den Sonderausschuss außerdem, dem Ge-
neralsekretär regelmäßig periodische Berichte über die jewei-
lige Situation in dem besetzten palästinensischen Gebiet, ein-
schließlich Ost-Jerusalems, vorzulegen;

7. ersucht den Sonderausschuss ferner, die Behand-
lung der Tausenden von Gefangenen und Inhaftierten in dem
besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jeru-
salems, und anderen seit 1967 von Israel besetzten arabischen
Gebieten auch weiterhin zu untersuchen;

8. ersucht den Generalsekretär,

a) dem Sonderausschuss alle erforderlichen Hilfen zu
gewähren, auch soweit diese für seine Besuche in den besetz-
ten Gebieten benötigt werden, damit er die in dieser Resolu-
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b) dem Sonderausschuss erforderlichenfalls auch
künftig Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen, die ihn bei der
Wahrnehmung seiner Aufgaben unterstützen;

c) den Mitgliedstaaten die in Ziffer 6 genannten peri-
odischen Berichte regelmäßig zukommen zu lassen;

d) über die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und
Information mit allen verfügbaren Mitteln für eine möglichst
weite Verbreitung der Berichte des Sonderausschusses sowie
von Informationen über seine Tätigkeit und seine Arbeitser-
gebnisse zu sorgen und nötigenfalls vergriffene Berichte des
Sonderausschusses neu aufzulegen;

e) der Generalversammlung auf ihrer fünfundsech-
zigsten Tagung über die ihm mit dieser Resolution übertrage-
nen Aufgaben Bericht zu erstatten;

9. beschließt, den Punkt „Bericht des Sonderaus-
schusses zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die
Menschenrechte des palästinensischen Volkes und anderer
Araber der besetzten Gebiete beeinträchtigen“ in die vorläufi-
ge Tagesordnung ihrer fünfundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men.

RESOLUTION 64/92

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 10. Dezember 2009,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 168 Stimmen bei 6 Ge-
genstimmen und 4 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/64/406, Ziff. 16)79:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra,
Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argen-
tinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Baha-
mas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize,
Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Her-
zegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien,
Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Dänemark,
Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepu-
blik Laos, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gambia,




